
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
liebe Freunde,  
 

in dieser Sitzungswoche konnte 
ich den Bürgerinnen und Bür-
gern des Kreises Warendorf neu-
erlich sehr gute Nachrichten 
überbringen: Weitere 14 Millio-
nen Euro stehen für den Breit-
bandausbau im Kreis Warendorf  

zur Verfügung! Auf meine Anfrage hin hat mir 
das Breitbandbüro (atene KOM) des Bundesmi-
nisteriums für Verkehr und Digitale Infrastruk-
tur am Dienstag mitgeteilt, dass 19 unterversorg-
te Gewerbegebiete im Kreis eine erhöhte Breit-
bandförderung erhalten – die Zuwendungsbe-
scheide wurden bereits versandt. Neben den in 
den Vorjahren bewilligten 80,946 Millionen 
Euro fließen dank eines Sonderaufrufs jetzt 
weitere 14,362 Millionen Euro für die Erschlie-
ßung mit Glasfasertechnologie in den Kreis 
Warendorf. Dies entspricht 50 Prozent der vor-
handenen Wirtschaftlichkeitslücke. Insgesamt 
gibt der Bund jetzt gute 95 Millionen allein in 
den Kreis Warendorf. Diese Zuwendung ist ein 
Riesenerfolg und bedeutet eine enorme Stär-
kung unseres Wirtschaftsstandorts! Nach dem 
Glasfaser-Upgrade im Jahr 2019 für Wohngebie-
te, war es notwendig, auch für die Gewerbege-
biete höhere Fördermittel einzuwerben. Als 
Obmann der CDU/CSU-Bundestagsfraktion im 
Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruk-
tur habe ich dieses Begehren aus voller Über-
zeugung und mit Nachdruck unterstützt. Denn 
nicht zuletzt die aktuelle Corona-Pandemie 
zeigt uns, wie wichtig es ist, die Digitalisierung 
weiter voranzutreiben!  
Neben dieser erfreulichen Entwicklung habe ich 
mich diese Woche erneut mit den gravierenden 
wirtschaftlichen Folgen der Corona-Pandemie 
auseinandergesetzt. Eine Branche, die schon zu 
Beginn der Krise betroffen war und auch jetzt 
das Tagesgeschäft nur unter erschwerten Bedin-
gungen wieder aufnehmen kann, ist die Bustou-
ristik: Abstandsregelungen und Reisebeschrän-
kungen wirken sich drastisch auf die Auslas-
tung der Busunternehmen aus. Auch fehlt es 
aktuell noch an Reiselustigen. Hierüber habe ich 
mich am Mittwoch mit Unternehmen aus dem 
Kreis Warendorf ausgetauscht und über mögli-
che Maßnahmen diskutiert. Es braucht konkrete 
Hilfen, die Busunternehmen in dieser unver-
schuldeten Krise vor einer Insolvenz schützen. 
Hierfür werde ich mich auch im Rahmen eines 
allgemeinen Konjunkturpakets einsetzen. 
Ich wünsche Ihnen weiterhin eine interessante 
Lektüre des Newsletters und bleiben Sie ge-
sund! 
 

Ihr 

 

Reinhold Sendker MdB 
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Steuerliche Maßnahmen in der Corona-Krise 
Die COVID-19-Pandemie stellt eine enorme Herausforderung für Wirtschaft 
und Gesellschaft dar. In allen zentralen Politikbereichen hat die Politik in 
Deutschland dafür zielgerichtete Antworten gefunden. Dies gilt auch für die 
Steuerpolitik. Hiermit wird die Gefahr eines geringeren Wachstums ange-
gangen. Eine nachhaltige Stabilisierung der wirtschaftlichen Entwicklung 
und die Sicherung von Beschäftigung sind dabei die zentralen Zielsetzun-
gen. Die Steuerpolitik wird sich konsequent an diesen Zielen orientieren. 
Besonders betroffene Akteure müssen deshalb unterstützt werden. Dazu 
tragen die Maßnahmen dieses Gesetzes in einem ersten Schritt bei. Die Li-
quidität wird verbessert und steuerliche Entlastungen können in Anspruch 
genommen werden. Zur Bewältigung der COVID-19-Pandemie werden des-
halb nun einige steuergesetzliche Maßnahmen durch den Bundestag ergrif-
fen.  

Gerade die Gastronomie ist sehr belastet. Neben dem Kurzarbeitergeld und 
dem Zuschuss-Programm haben wir jetzt den Umsatzsteuersatz für Restau-
rant- und Verpflegungsdienstleistung (Speisen) ab 1. Juli 2020 zeitlich be-
fristet abgesenkt. 

Ergänzend zu dem bisher vorliegenden Gesetzentwurf wurde der Entschädi-
gungsanspruch für Verdienstausfälle von Eltern wegen Schließungen von 
Kindergärten und Schulen ausgeweitet. Der Zeitraum des Entschädigungs-
anspruchs wurde auf einen Zeitraum von längstens zehn, bei alleinerzie-
henden Sorgeberechtigten auf längstens zwanzig Wochen verlängert. Zudem 
steht der Anspruch jetzt auch erwerbstätigen Personen zu, welche hilfebe-
dürftige Erwachsene mit Behinderung betreuen. 

Zusätzlich konnten wir erreichen, dass die Verwaltungsanweisung zur steu-
erfreien Auszahlung von Zuschüssen des Arbeitgebers an den Arbeitnehmer 
gesetzlich abgesichert wird. Hierdurch wird es rechtssicher möglich, dass 
der Arbeitgeber eine Corona-Sonderleistung steuerfrei in Höhe von 1.500 
Euro auszahlen kann. 

Wir sehen über die nun beschlossenen Maßnahmen hinaus jedoch noch 
weiteren dringenden Handlungsbedarf in Form von Unternehmensteuer-
Erleichterungen. Hierzu zählt insbesondere eine Ausweitung der bestehen-
den Verlustverrechnungsmöglichkeiten nach § 10d EStG. Es muss möglich 
sein, dass Corona-Verluste, die im Jahre 2020 anfallen, vollständig und 
schnell steuerlich geltend gemacht werden.  

Die Koalition will neben diesen Maßnahmen nach Pfingsten ein Konjunk-
turpaket auf den Weg bringen, um der Wirtschaft nach dem Ende des Lock-
downs wieder auf die Beine zu helfen. Mit den Mitteln soll das Land inno-
vativer und wettbewerbsfähiger gemacht werden. Es geht darum, gesunden 
Unternehmen Liquidität zur Verfügung zu stellen, damit sie die nächsten 
Monate überbrücken und Arbeitsplätze erhalten können. Wenn Deutschland 
im Wettbewerb – beispielsweise mit China - bestehen wolle, müsse es aber 
vor allem in Innovationen investieren. Eine „Entfesselung“ der Wirtschafts-
kraft kann nur gelingen, wenn auch Bürokratie abgebaut wird, wenn Pla-
nungs- und Genehmigungsverfahren beschleunigt werden und ganz Europa 
wieder auf die Beine kommt.   
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Kommunen erhalten mehr Zeit für die  
rechtssichere Umsatzbesteuerung kommunaler Leistungen 

 
Bundesfinanzministerium muss verlängerten Übergangszeitraum für § 2b Um-
satzsteuergesetz für klare Vorgaben und Präzisierungen nutzen 

 
Der Finanzausschuss des Deutschen Bundestages hat am Mittwoch mit dem Beschluss des 
„Corona-Steuergesetzes“ den Weg für die Verlängerung des Übergangszeitraums zur Anwen-
dung des § 2b Umsatzsteuergesetz geebnet. Dazu erklärt der kommunalpolitische Sprecher 
der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag Christian Haase: 

 
„Wir begrüßen, dass die Anwendung des § 2b Umsatzsteuergesetzes (UStG), mit dem die Grundlagen der wirtschaftli-
chen Betätigung und Besteuerung von Kommunen neu geregelt wurde, um zwei Jahre verschoben wird. Für die in 
den Kommunen immer wichtiger werdende interkommunale Zusammenarbeit ist es von elementarer Bedeutung, 
rechtssichere Anwendungsregelungen der Umsatzbesteuerung kommunaler Leistungen zu haben. 
Trotz intensiver Bemühungen ist es seit Inkrafttreten der gesetzlichen Neuregelung im Jahr 2016 nicht gelungen, ab-
schließend rechtssichere Anwendungsregelungen zu etablieren. Der Verweis auf die aktuelle Corona-Pandemie als 
Grund für eine kommunale Überlastung und somit Verzögerung der Umstellung auf neues Recht geht an der Lebens-
wirklichkeit vor Ort vorbei und kaschiert vor allem Versäumnisse des Bundesfinanzministeriums.“ 
 

Hintergrund: 
Mit § 2b Umsatzsteuergesetz wird definiert, unter welchen Bedingungen interkommunale Kooperationen nicht zu 
Wettbewerbsverzerrungen führen und somit nicht umsatzsteuerpflichtig sind. 
Die ursprünglich vorgesehene fünfjährige Übergangszeit sollte es den Kommunen ermöglichen, ihren jeweiligen Sta-
tus quo umfassend zu überprüfen sowie Kooperationen und Vereinbarungen rechtzeitig auf die neuen Anforderungen 
des Umsatzsteuerrechts umzustellen. Voraussetzung dafür war nicht nur ein entsprechender Anwendungserlass, son-
dern dass die Finanzverwaltung auch bei nicht alltäglichen Auslegungsfragen ihrer Auskunftspflicht nachkommen 
kann. Allzu oft haben die Kommunen bei Auslegungsfragen aber die Antwort erhalten, dass die Finanzverwaltung 
auch ratlos sei.            Foto: Jan Kopetzky 
 
 Verlängerung der Entschädigungsleistung für Eltern  
bei geschlossenen Kitas und Schulen 
 

Der Deutsche Bundestag hat am heutigen Donnerstag in 2. und 3. Lesung die Verlängerung des 
Entschädigungsanspruchs für Eltern, die ihre Kinder zu Hause betreuen müssen, beschlossen.  
 
Viele Eltern können immer noch nicht vollständig arbeiten gehen, weil sie ihre Kinder zu Hause 
wegen geschlossener oder nur eingeschränkt geöffneter Kindergärten und Schulen betreuen. Oft-
mals bedeutet das: Es fehlt Geld in der Familienkasse und Eltern sorgen sich um die finanzielle 
Zukunft ihrer Familie. Das werden wir als Union familienpolitisch nicht akzeptieren. 
Der Bund unterstützt daher in der Corona-Pandemie Eltern in schwierigen Situationen, schaffen 
finanzielle Sicherheit und stärken damit den gesellschaftlichen Zusammenhalt. 
Wir ergänzen deshalb jetzt die bisherige Regelung zum Lohnersatz für Eltern: Ersetzt werden wei-
terhin 67 Prozent des Verdienstausfalls monatlich. Die Dauer der Lohnfortzahlung verlängern wir 
von sechs auf bis zu zehn Wochen für jedes Elternteil, das die Kinder betreut. Insgesamt können 
Eltern damit ein Anspruch auf bis zu 20 Wochen Entgeltfortzahlung haben. Für Alleinerziehende 
wird der Anspruch ebenfalls auf maximal 20 Wochen verlängert. Dieser Zeitraum von zehn bezie-
hungsweise 20 Wochen muss nicht an einem Stück ausgeschöpft werden. Hier ist eine Verteilung 
der Entschädigungsleistung über mehrere Monate – oder innerhalb eines Monats auf mehrere Tage 
– möglich. Damit wollen wir auch den unregelmäßigen Betreuungszeiten von Kindergärten und 
Schulen gerecht werden. Eltern erhalten damit ein Höchstmaß an Flexibilität. 
Eltern von behinderten Kindern, Jugendlichen oder erwachsenen Kindern sind ebenfalls betroffen 
und werden deshalb von uns auch unterstützt. Denn die Tagesförderstätten und Werkstätten für 
behinderte Menschen sind momentan vielfach geschlossen. Aus diesem Grund schaffen wir künf-
tig auch für sie eine Lohnfortzahlung – und zwar unabhängig vom Alter der behinderten Kinder. 
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